
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts*

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG)

Kapitel 1 Einleitende Bestimmungen

§ 1 Zweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gew�sserbewirtschaftung die
Gew�sser als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen,
als Lebensraum f�r Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu sch�tzen.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) 1Dieses Gesetz gilt f�r folgende Gew�sser:
1. oberirdische Gew�sser,
2. K�stengew�sser,
3. Grundwasser.
2Es gilt auch f�r Teile dieser Gew�sser.

(1a) 1F�r Meeresgew�sser gelten die Vorschriften des § 23 und des Abschnitts 3a
des Kapitels 2. 2Die f�r die Bewirtschaftung der K�stengew�sser geltenden Vor-
schriften bleiben unber�hrt.

(2) 1Die L�nder kçnnen kleine Gew�sser von wasserwirtschaftlich untergeordneter
Bedeutung, insbesondere Straßenseitengr�ben als Bestandteil von Straßen, Be-
und Entw�sserungsgr�ben, sowie Heilquellen von den Bestimmungen dieses Ge-
setzes ausnehmen. 2Dies gilt nicht f�r die Haftung f�r Gew�sserver�nderungen nach
den §§ 89 und 90.

§ 3 Begriffsbestimmungen

F�r dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen:
1. oberirdische Gew�sser

das st�ndig oder zeitweilig in Betten fließende oder stehende oder aus Quellen
wild abfließende Wasser;

2. K�stengew�sser
das Meer zwischen der K�stenlinie bei mittlerem Hochwasser oder der see-
w�rtigen Begrenzung der oberirdischen Gew�sser und der seew�rtigen Begren-
zung des K�stenmeeres; die seew�rtige Begrenzung von oberirdischen Gew�s-
sern, die nicht Binnenwasserstraßen des Bundes sind, richtet sich nach
landesrechtlichen Vorschriften;

2a.Meeresgew�sser
die K�stengew�sser sowie die Gew�sser im Bereich der deutschen ausschließ-
lichen Wirtschaftszone und des deutschen Festlandsockels, jeweils einschließ-
lich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes;

3. Grundwasser
das unterirdische Wasser in der S�ttigungszone, das in unmittelbarer Ber�hrung
mit dem Boden oder dem Untergrund steht;

4. K�nstliche Gew�sser
von Menschen geschaffene oberirdische Gew�sser oder K�stengew�sser;

5. Erheblich ver�nderte Gew�sser
durch den Menschen in ihrem Wesen physikalisch erheblich ver�nderte ober-
irdische Gew�sser oder K�stengew�sser;
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6. Wasserkçrper
einheitliche und bedeutende Abschnitte eines oberirdischen Gew�ssers oder
K�stengew�ssers (Oberfl�chenwasserkçrper) sowie abgegrenzte Grundwasser-
volumen innerhalb eines oder mehrerer Grundwasserleiter (Grundwasserkçrper);

7. Gew�ssereigenschaften
die auf die Wasserbeschaffenheit, die Wassermenge, die Gew�sserçkologie und
die Hydromorphologie bezogenen Eigenschaften von Gew�ssern und Gew�s-
serteilen;

8. Gew�sserzustand
die auf Wasserkçrper bezogenen Gew�ssereigenschaften als çkologischer,
chemischer oder mengenm�ßiger Zustand eines Gew�ssers; bei als k�nstlich
oder erheblich ver�ndert eingestuften Gew�ssern tritt an die Stelle des çko-
logischen Zustands das çkologische Potenzial;

9. Wasserbeschaffenheit
die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers eines
oberirdischen Gew�ssers oder K�stengew�ssers sowie des Grundwassers;

10. Sch�dliche Gew�sserver�nderungen
Ver�nderungen von Gew�ssereigenschaften, die das Wohl der Allgemeinheit,
insbesondere die çffentliche Wasserversorgung, beeintr�chtigen oder die nicht
den Anforderungen entsprechen, die sich aus diesem Gesetz, aus auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften
ergeben;

11. Stand der Technik
der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebs-
weisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme zur Begrenzung von Emis-
sionen in Luft, Wasser und Boden, zur Gew�hrleistung der Anlagensicherheit,
zur Gew�hrleistung einer umweltvertr�glichen Abfallentsorgung oder sonst zur
Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Errei-
chung eines allgemein hohen Schutzniveaus f�r die Umwelt insgesamt gesichert
erscheinen l�sst; bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbeson-
dere die in der Anlage 1 aufgef�hrten Kriterien zu ber�cksichtigen;

12. EMAS-Standort
diejenige Einheit einer Organisation, die nach § 32 Absatz 1 Satz 1 des Umwelt-
auditgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2002
(BGBI. l S. 3490), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 17. M�rz 2008
(BGBI. l S. 399) ge�ndert worden ist, in das EMAS-Register eingetragen ist;

13. Einzugsgebiet
ein Gebiet, aus dem �ber oberirdische Gew�sser der gesamte Oberfl�chenabfluss
an einer einzigen Flussm�ndung, einem �stuar oder Delta ins Meer gelangt;

14. Teileinzugsgebiet
ein Gebiet, aus dem �ber oberirdische Gew�sser der gesamte Oberfl�chen-
abfluss an einem bestimmten Punkt in ein oberirdisches Gew�sser gelangt;

15. Flussgebietseinheit
ein als Haupteinheit f�r die Bewirtschaftung von Einzugsgebieten festgelegtes
Land- oder Meeresgebiet, das aus einem oder mehreren benachbarten Ein-
zugsgebieten, dem ihnen zugeordneten Grundwasser und den ihnen zugeord-
neten K�stengew�ssern im Sinne des § 7 Abs. 5 Satz 2 besteht.

§ 4 Gew�ssereigentum, Schranken des Grundeigentums

(1) 1Das Eigentum an den Bundeswasserstraßen steht dem Bund nach Maßgabe
der wasserstraßenrechtlichen Vorschriften zu. 2Soweit sich aus diesem Gesetz, auf
Grund dieses Gesetzes erlassener oder sonstiger wasserrechtlicher Vorschriften
Verpflichtungen aus dem Gew�ssereigentum ergeben, treffen diese auch den Bund
als Eigent�mer der Bundeswasserstraßen.
(2) Wasser eines fließenden oberirdischen Gew�ssers und Grundwasser sind nicht
eigentumsf�hig.
(3) Das Grundeigentum berechtigt nicht
1. zu einer Gew�sserbenutzung, die einer behçrdlichen Zulassung bedarf,
2. zum Ausbau eines Gew�ssers.
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(4) 1Eigent�mer und Nutzungsberechtigte von Gew�ssern haben die Benutzung
durch Dritte zu dulden, soweit f�r die Benutzung eine behçrdliche Zulassung erteilt
worden oder eine behçrdliche Zulassung nicht erforderlich ist. 2Dies gilt nicht im Fall
des § 9 Absatz 1 Nummer 3.
(5) Im �brigen gelten f�r das Eigentum an Gew�ssern die landesrechtlichen Vor-
schriften.

§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten

(1) Jede Person ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein
Gew�sser verbunden sein kçnnen, die nach den Umst�nden erforderliche Sorgfalt
anzuwenden, um
1. eine nachteilige Ver�nderung der Gew�ssereigenschaften zu vermeiden,
2. eine mit R�cksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung

des Wassers sicherzustellen,
3. die Leistungsf�higkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und
4. eine Vergrçßerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.
(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ist im Rahmen des ihr
Mçglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen,
insbesondere die Nutzung von Grundst�cken den mçglichen nachteiligen Folgen f�r
Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

Kapitel 2 Bewirtschaftung von Gew�ssern

Abschnitt 1 Gemeinsame Bestimmungen

§ 6 Allgemeine Grunds�tze der Gew�sserbewirtschaftung

(1) 1Die Gew�sser sind nachhaltig zu bewirtschaften, insbesondere mit dem Ziel
1. ihre Funktions- und Leistungsf�higkeit als Bestandteil des Naturhaushalts und

als Lebensraum f�r Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, insbeson-
dere durch den Schutz vor nachteiligen Ver�nderungen von Gew�ssereigen-
schaften,

2. Beeintr�chtigungen auch im Hinblick auf den Wasserhaushalt der direkt von den
Gew�ssern abh�ngenden Landçkosysteme und Feuchtgebiete zu vermeiden
und unvermeidbare, nicht nur geringf�gige Beeintr�chtigungen so weit wie
mçglich auszugleichen,

3. sie zum Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch im Interesse
Einzelner zu nutzen,

4. bestehende oder k�nftige Nutzungsmçglichkeiten insbesondere f�r die çffent-
liche Wasserversorgung zu erhalten oder zu schaffen,

5. mçglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen,
6. an oberirdischen Gew�ssern so weit wie mçglich nat�rliche und schadlose

Abflussverh�ltnisse zu gew�hrleisten und insbesondere durch R�ckhaltung
des Wassers in der Fl�che der Entstehung von nachteiligen Hochwasserfolgen
vorzubeugen,

7. zum Schutz der Meeresumwelt beizutragen.
2Die nachhaltige Gew�sserbewirtschaftung hat ein hohes Schutzniveau f�r die
Umwelt insgesamt zu gew�hrleisten; dabei sind mçgliche Verlagerungen nachtei-
liger Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein anderes sowie die Erfordernisse
des Klimaschutzes zu ber�cksichtigen.
(2) Gew�sser, die sich in einem nat�rlichen oder naturnahen Zustand befinden,
sollen in diesem Zustand erhalten bleiben und nicht naturnah ausgebaute nat�rliche
Gew�sser sollen so weit wie mçglich wieder in einen naturnahen Zustand zur�ck-
gef�hrt werden, wenn �berwiegende Gr�nde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht
entgegenstehen.
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§ 7 Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten

(1) 1Die Gew�sser sind nach Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. 2Die Fluss-
gebietseinheiten sind:
1. Donau,
2. Rhein,
3. Maas,
4. Ems,
5. Weser,
6. Elbe,
7. Eider,
8. Oder,
9. Schlei/Trave,
10. Warnow/Peene.
3Die Flussgebietseinheiten sind in der Anlage 2 in Kartenform dargestellt.
(2) Die zust�ndigen Behçrden der L�nder koordinieren untereinander ihre wasser-
wirtschaftlichen Planungen und Maßnahmen, soweit die Belange der flussgebiets-
bezogenen Gew�sserbewirtschaftung dies erfordern.
(3) Zur Erreichung der in diesem Gesetz festgelegten Bewirtschaftungsziele
1. koordinieren die zust�ndigen Behçrden der L�nder die Maßnahmenprogramme

und Bewirtschaftungspl�ne mit den zust�ndigen Behçrden anderer Mitglied-
staaten der Europ�ischen Union, in deren Hoheitsgebiet die Flussgebietsein-
heiten ebenfalls liegen,

2. bem�hen sich die zust�ndigen Behçrden der L�nder um eine der Nummer 1
entsprechende Koordinierung mit den zust�ndigen Behçrden von Staaten, die
nicht der Europ�ischen Union angehçren.

(4) 1Soweit die Verwaltung der Bundeswasserstraßen ber�hrt ist, ist bei der Koor-
dinierung nach den Abs�tzen 2 und 3 das Einvernehmen der zust�ndigen Wasser-
und Schifffahrtsdirektionen einzuholen. 2Soweit gesamtstaatliche Belange bei der
Pflege der Beziehungen zur Europ�ischen Union, zu ausw�rtigen Staaten oder zu
internationalen Organisationen ber�hrt sind, ist bei der Koordinierung nach Absatz 3
das Einvernehmen des Bundesministeriums f�r Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit einzuholen.
(5) 1Die zust�ndigen Behçrden der L�nder ordnen innerhalb der Landesgrenzen die
Einzugsgebiete oberirdischer Gew�sser sowie K�stengew�sser und das Grund-
wasser einer Flussgebietseinheit zu. 2Bei K�stengew�ssern gilt dies f�r die Fl�chen
auf der landw�rtigen Seite einer Linie, auf der sich jeder Punkt eine Seemeile
seew�rts vom n�chsten Punkt der Basislinie befindet, von der aus die Breite der
Hoheitsgew�sser gemessen wird, mindestens bis zur �ußeren Grenze der Gew�s-
ser, die im Wesentlichen von S�ßwasserstrçmungen beeinflusst sind. Die L�nder
kçnnen die Zuordnung auch durch Gesetz regeln.

§ 8 Erlaubnis, Bewilligung

(1) Die Benutzung eines Gew�ssers bedarf der Erlaubnis oder der Bewilligung,
soweit sich nicht durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener
Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.
(2) 1Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bed�rfen Gew�sserbenutzungen, die der
Abwehr einer gegenw�rtigen Gefahr f�r die çffentliche Sicherheit dienen, sofern
der drohende Schaden schwerer wiegt als die mit der Benutzung verbundenen
nachteiligen Ver�nderungen von Gew�ssereigenschaften. 2Die zust�ndige Behçrde
ist unverz�glich �ber die Benutzung zu unterrichten.
(3) 1Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bed�rfen ferner bei �bungen und Erprobun-
gen f�r Zwecke der Verteidigung oder der Abwehr von Gefahren f�r die çffentliche
Sicherheit
1. das vor�bergehende Entnehmen von Wasser aus einem Gew�sser
2. das Wiedereinleiten des Wassers in ein Gew�sser mittels beweglicher Anlagen

und
3. das vor�bergehende Einbringen von Stoffen in ein Gew�sser,

§§ 7, 8 Wasserhaushaltsgesetz
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wenn durch diese Benutzungen andere nicht oder nur geringf�gig beeintr�chtigt
werden und keine nachteilige Ver�nderung der Gew�ssereigenschaften zu erwarten
ist. 2Die Gew�sserbenutzung ist der zust�ndigen Behçrde rechtzeitig vor Beginn der
�bung oder der Erprobung anzuzeigen.
(4) Ist bei der Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung nichts anderes bestimmt
worden, geht die Erlaubnis oder die Bewilligung mit der Wasserbenutzungsanlage
oder, wenn sie f�r ein Grundst�ck erteilt worden ist, mit diesem auf den Rechts-
nachfolger �ber.

§ 9 Benutzungen

(1) Benutzungen im Sinne dieses Gesetzes sind
1. das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gew�ssern,
2. das Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gew�ssern,
3. das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen Gew�ssern, soweit sich dies auf

die Gew�ssereigenschaften auswirkt,
4. das Einbringen und Einleiten von Stoffen in Gew�sser,
5. das Entnehmen, Zutagefçrdern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser.
(2) Als Benutzungen gelten auch
1. das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen, die

hierf�r bestimmt oder geeignet sind,
2. Maßnahmen, die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen

Ausmaß nachteilige Ver�nderungen der Wasserbeschaffenheit herbeizuf�hren.
(3) 1Keine Benutzungen sind Maßnahmen, die dem Ausbau eines Gew�ssers im
Sinne des § 67 Absatz 2 dienen. 2Das Gleiche gilt f�r Maßnahmen der Unterhaltung
eines Gew�ssers, soweit hierbei keine chemischen Mittel verwendet werden.

§ 10 Inhalt der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Die Erlaubnis gew�hrt die Befugnis, die Bewilligung das Recht, ein Gew�sser zu
einem bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß bestimmten Weise zu benut-
zen.
(2) Erlaubnis und Bewilligung geben keinen Anspruch auf Zufluss von Wasser in
einer bestimmten Menge und Beschaffenheit.

§ 11 Erlaubnis-, Bewilligungsverfahren

(1) Erlaubnis und Bewilligung kçnnen f�r ein Vorhaben, das nach dem Gesetz �ber
die Umweltvertr�glichkeitspr�fung einer Unweltvertr�glichkeitspr�fung unterliegt,
nur in einem Verfahren erteilt werden, das den Anforderungen des genannten
Gesetzes entspricht.
(2) Die Bewilligung kann nur in einem Verfahren erteilt werden, in dem die Betroffe-
nen und die beteiligten Behçrden Einwendungen geltend machen kçnnen.

§ 12 Voraussetzungen f�r die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung,
Bewirtschaftungsermessen

(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind zu versagen, wenn
1. sch�dliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht

ausgleichbare Gew�sserver�nderungen zu erwarten sind oder
2. andere Anforderungen nach çffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht erf�llt wer-

den.
(2) Im �brigen steht die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung im pflicht-
gem�ßen Ermessen (Bewirtschaftungsermessen) der zust�ndigen Behçrde.

Wasserhaushaltsgesetz §§ 9–12
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§ 13 Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Inhalts- und Nebenbestimmungen sind auch nachtr�glich sowie auch zu dem
Zweck zul�ssig, nachteilige Wirkungen f�r andere zu vermeiden oder auszuglei-
chen.
(2) Die zust�ndige Behçrde kann durch Inhalts- und Nebenbestimmungen ins-
besondere
1. Anforderungen an die Beschaffenheit einzubringender oder einzuleitender

Stoffe stellen,
2. Maßnahmen anordnen, die

a) in einem Maßnahmenprogramm nach § 82 enthalten oder zu seiner Durch-
f�hrung erforderlich sind,

b) geboten sind, damit das Wasser mit R�cksicht auf den Wasserhaushalt
sparsam verwendet wird,

c) der Feststellung der Gew�ssereigenschaften vor der Benutzung oder der
Beobachtung der Gew�sserbenutzung und ihrer Auswirkungen dienen,

d) zum Ausgleich einer auf die Benutzung zur�ckzuf�hrenden nachteiligen
Ver�nderung der Gew�ssereigenschaften erforderlich sind,

3. die Bestellung verantwortlicher Betriebsbeauftragter vorschreiben, soweit nicht
die Bestellung eines Gew�sserschutzbeauftragten nach § 64 vorgeschrieben ist
oder angeordnet werden kann,

4. dem Benutzer angemessene Beitr�ge zu den Kosten von Maßnahmen auferle-
gen, die eine Kçrperschaft des çffentlichen Rechts getroffen hat oder treffen
wird, um eine mit der Benutzung verbundene Beeintr�chtigung des Wohls der
Allgemeinheit zu vermeiden oder auszugleichen.

(3) F�r die Bewilligung gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass nachtr�glich nur Inhalts-
und Nebenbestimmungen im Sinne von Absatz 2 Nummer 1 bis 4 zul�ssig sind.

§ 14 Besondere Vorschriften f�r die Erteilung der Bewilligung

(1) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Gew�sserbenutzung
1. dem Benutzer ohne eine gesicherte Rechtsstellung nicht zugemutet werden

kann,
2. einem bestimmten Zweck dient, der nach einem bestimmten Plan verfolgt wird,

und
3. keine Benutzung im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2

ist, ausgenommen das Wiedereinleiten von nicht nachteilig ver�ndertem Trieb-
wasser bei Ausleitungskraftwerken.

(2) Die Bewilligung wird f�r eine bestimmte angemessene Frist erteilt, die in beson-
deren F�llen 30 Jahre �berschreiten darf.
(3) 1Ist zu erwarten, dass die Gew�sserbenutzung auf das Recht eines Dritten
nachteilig einwirkt und erhebt dieser Einwendungen, so darf die Bewilligung nur
erteilt werden, wenn die nachteiligen Wirkungen durch Inhalts- oder Nebenbestim-
mungen vermieden oder ausgeglichen werden. 2Ist dies nicht mçglich, so darf die
Bewilligung gleichwohl erteilt werden, wenn Gr�nde des Wohls der Allgemeinheit
dies erfordern. 3In den F�llen des Satzes 2 ist der Betroffene zu entsch�digen.
(4) 1Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend, wenn ein Dritter ohne Beeintr�chtigung
eines Rechts nachteilige Wirkungen dadurch zu erwarten hat, dass
1. der Wasserabfluss, der Wasserstand oder die Wasserbeschaffenheit ver�ndert,
2. die bisherige Nutzung seines Grundst�cks beeintr�chtigt,
3. seiner Wassergewinnungsanlage Wasser entzogen oder
4. die ihm obliegende Gew�sserunterhaltung erschwert
wird. 2Geringf�gige und solche nachteiligen Wirkungen, die vermieden worden
w�ren, wenn der Betroffene die ihm obliegende Gew�sserunterhaltung ordnungs-
gem�ß durchgef�hrt h�tte, bleiben außer Betracht. 3Die Bewilligung darf auch dann
erteilt werden, wenn der aus der beabsichtigten Gew�sserbenutzung zu erwartende
Nutzen den f�r den Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich �bersteigt.
(5) Hat der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 gegen die Erteilung der Bewil-
ligung Einwendungen erhoben und l�sst sich zur Zeit der Entscheidung nicht fest-

§§ 13, 14 Wasserhaushaltsgesetz
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stellen, ob und in welchem Maße nachteilige Wirkungen eintreten werden, so ist die
Entscheidung �ber die deswegen festzusetzenden Inhalts- oder Nebenbestimmun-
gen und Entsch�digungen einem sp�teren Verfahren vorzubehalten.
(6) 1Konnte der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 nachteilige Wirkungen bis
zum Ablauf der Frist zur Geltendmachung von Einwendungen nicht voraussehen, so
kann er verlangen, dass dem Gew�sserbenutzer nachtr�glich Inhalts- oder Neben-
bestimmungen auferlegt werden. 2Kçnnen die nachteiligen Wirkungen durch nach-
tr�gliche Inhalts- oder Nebenbestimmungen nicht vermieden oder ausgeglichen
werden, so ist der Betroffene im Sinne des Absatzes 3 zu entsch�digen. 3Der Antrag
ist nur innerhalb einer Frist von drei Jahren nach dem Zeitpunkt zul�ssig, zu dem der
Betroffene von den nachteiligen Wirkungen der Bewilligung Kenntnis erhalten hat; er
ist ausgeschlossen, wenn nach der Herstellung des der Bewilligung entsprechen-
den Zustands 30 Jahre vergangen sind.

§ 15 Gehobene Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis kann als gehobene Erlaubnis erteilt werden, wenn hierf�r ein
çffentliches Interesse oder ein berechtigtes Interesse des Gew�sserbenutzers be-
steht.
(2) F�r die gehobene Erlaubnis gelten § 11 Absatz 2 und § 14 Absatz 3 bis 5 ent-
sprechend.

§ 16 Ausschluss privatrechtlicher Abwehranspr�che

(1) 1Ist eine Gew�sserbenutzung durch eine unanfechtbare gehobene Erlaubnis zuge-
lassen, kann auf Grund privatrechtlicher Anspr�che zur Abwehr nachteiliger Wirkungen
der Gew�sserbenutzung nicht die Einstellung der Benutzung verlangt werden. 2Es
kçnnen nur Vorkehrungen verlangt werden, die die nachteiligen Wirkungen ausschlie-
ßen. 3Soweit solche Vorkehrungen nach dem Stand der Technik nicht durchf�hrbar oder
wirtschaftlich nicht vertretbar sind, kann lediglich Entsch�digung verlangt werden.
(2) 1Ist eine Gew�sserbenutzung durch eine unanfechtbare Bewilligung zugelassen,
kçnnen wegen nachteiliger Wirkungen der Gew�sserbenutzung keine Anspr�che
geltend gemacht werden, die auf die Beseitigung der Stçrung, auf die Unterlassung
der Benutzung, auf die Herstellung von Vorkehrungen oder auf Schadenersatz
gerichtet sind. 2Satz 1 schließt Anspr�che auf Schadenersatz wegen nachteiliger
Wirkungen nicht aus, die darauf beruhen, dass der Gew�sserbenutzer angeordnete
Inhalts- oder Nebenbestimmungen nicht erf�llt hat.
(3) Absatz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 gelten nicht f�r privatrechtliche Anspr�che ge-
gen den Gew�sserbenutzer aus Vertr�gen oder letztwilligen Verf�gungen und f�r
Anspr�che aus dinglichen Rechten am Grundst�ck, auf dem die Gew�sserbenut-
zung stattfindet.

§ 17 Zulassung vorzeitigen Beginns

(1) In einem Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren kann die zust�ndige Behçrde auf
Antrag zulassen, dass bereits vor Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung mit
der Gew�sserbenutzung begonnen wird, wenn
1. mit einer Entscheidung zugunsten des Benutzers gerechnet werden kann,
2. an dem vorzeitigen Beginn ein çffentliches Interesse oder ein berechtigtes

Interesse des Benutzers besteht und
3. der Benutzer sich verpflichtet, alle bis zur Entscheidung durch die Benutzung

verursachten Sch�den zu ersetzen und, falls die Benutzung nicht erlaubt oder
bewilligt wird, den fr�heren Zustand wiederherzustellen.

(2) 1Die Zulassung des vorzeitigen Beginns kann jederzeit widerrufen werden. 2§ 13
gilt entsprechend.

Wasserhaushaltsgesetz §§ 15–17
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§ 18 Widerruf der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Die Erlaubnis ist widerruflich.

(2) 1Die Bewilligung darf aus den in § 49 Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes genannten Gr�nden widerrufen werden. 2Die Bewil-
ligung kann ferner ohne Entsch�digung ganz oder teilweise widerrufen werden,
wenn der Inhaber der Bewilligung
1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausge�bt oder ihrem Umfang

nach erheblich unterschritten hat,
2. den Zweck der Benutzung so ge�ndert hat, dass er mit dem Plan (§ 14 Absatz 1

Nummer 2) nicht mehr �bereinstimmt.

§ 19 Planfeststellungen und bergrechtliche Betriebspl�ne

(1) Wird f�r ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gew�ssers verbunden ist,
ein Planfeststellungsverfahren durchgef�hrt, so entscheidet die Planfeststellungs-
behçrde �ber die Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung.
(2) Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gew�ssern vor, so
entscheidet die Bergbehçrde �ber die Erteilung der Erlaubnis.
(3) In den F�llen der Abs�tze 1 und 2 ist die Entscheidung im Einvernehmen, bei
Planfeststellungen durch Bundesbehçrden im Benehmen mit der zust�ndigen Was-
serbehçrde zu treffen.
(4) 1�ber den Widerruf einer nach Absatz 1 erteilten Erlaubnis oder Bewilligung oder
einer nach Absatz 2 erteilten Erlaubnis sowie �ber den nachtr�glichen Erlass von
Inhalts- und Nebenbestimmungen entscheidet auf Antrag der zust�ndigen Wasser-
behçrde in den F�llen des Absatzes 1 die Planfeststellungsbehçrde, in den F�llen
des Absatzes 2 die Bergbehçrde. 2Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

§ 20 Alte Rechte und alte Befugnisse

(1) 1Soweit die L�nder nichts anderes bestimmen, ist keine Erlaubnis oder eine
Bewilligung erforderlich f�r Gew�sserbenutzungen auf Grund
1. von Rechten, die nach den Landeswassergesetzen erteilt oder durch sie auf-

rechterhalten worden sind,
2. von Bewilligungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung �ber Vereinfachun-

gen im Wasser- und Wasserverbandsrecht vom 10. Februar 1945 (RGBl. I S. 29),
3. einer nach der Gewerbeordnung erteilten Anlagegenehmigung,
4. von Zulassungen, die in einem fçrmlichen Verfahren nach den Landeswasser-

gesetzen erteilt und die den in den Nummern 1 bis 3 genannten Zulassungen
gleichgestellt worden sind sowie

5. gesetzlich geregelter Planfeststellungsverfahren oder hoheitlicher Widmungs-
akte f�r Anlagen des çffentlichen Verkehrs.

2Satz 1 gilt nur, wenn zur Aus�bung der Benutzung am 12. August 1957, in dem in
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet am 1. Juli 1990 oder zu einem
anderen von den L�ndern bestimmten Zeitpunkt rechtm�ßige Anlagen vorhanden
waren.
(2) 1Die in Absatz 1 aufgef�hrten Rechte und Befugnisse (alte Rechte und alte
Befugnisse) kçnnen gegen Entsch�digung widerrufen werden, soweit von der Fort-
setzung der Gew�sserbenutzung eine erhebliche Beeintr�chtigung des Wohls der
Allgemeinheit zu erwarten ist. 2Sie kçnnen ohne Entsch�digung widerrufen werden,
soweit dies nicht schon nach dem vor dem 1. M�rz 2010 geltenden Recht zul�ssig
war, wenn
1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausge�bt worden ist;
2. die Benutzung im bisher zul�ssigen Umfang f�r den Benutzer nicht mehr er-

forderlich ist; dies gilt insbesondere, wenn der zul�ssige Umfang drei Jahre lang
erheblich unterschritten wurde;

3. der Zweck der Benutzung so ge�ndert worden ist, dass er mit der festgelegten
Zweckbestimmung nicht mehr �bereinstimmt;

§§ 18–20 Wasserhaushaltsgesetz
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4. der Benutzer trotz einer mit der Androhung des Widerrufs verbundenen War-
nung die Benutzung �ber den Rahmen des alten Rechts oder der alten Befugnis
hinaus erheblich ausgedehnt oder Bedingungen oder Auflagen nicht erf�llt hat.

3F�r die Zul�ssigkeit nachtr�glicher Anforderungen und Maßnahmen ohne Entsch�-
digung gilt § 13 Absatz 2 entsprechend.

§ 21 Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse

(1) 1Alte Rechte und alte Befugnisse, die bis zum 28. Februar 2010 noch nicht im
Wasserbuch eingetragen oder zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet wor-
den sind, kçnnen bis zum 1. M�rz 2013 bei der zust�ndigen Behçrde zur Eintragung
in das Wasserbuch angemeldet werden. 2§ 32 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
gilt entsprechend. 3Alte Rechte und alte Befugnisse, die nicht nach den S�tzen 1
und 2 angemeldet worden sind, erlçschen am 1. M�rz 2020, soweit das alte Recht
oder die alte Befugnis nicht bereits zuvor aus anderen Gr�nden erloschen ist.
(2) 1Absatz 1 gilt nicht f�r alte Rechte und alte Befugnisse, die nach einer çffent-
lichen Aufforderung nach § 16 Absatz 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes in der
am 28. Februar 2010 geltenden Fassung innerhalb der dort genannten Frist nicht zur
Eintragung in das Wasserbuch angemeldet worden sind. 2F�r diese alten Rechte
und alten Befugnisse gilt § 16 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes
in der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung.

§ 22 Ausgleich zwischen konkurrierenden Gew�sserbenutzungen

1Art, Maß und Zeiten der Gew�sserbenutzung im Rahmen von Erlaubnissen, Bewil-
ligungen, alten Rechten und alten Befugnissen kçnnen auf Antrag eines Beteiligten
oder von Amts wegen in einem Ausgleichsverfahren geregelt oder beschr�nkt
werden, wenn das Wasser nach Menge oder Beschaffenheit nicht f�r alle Benut-
zungen ausreicht oder zumindest eine Benutzung beeintr�chtigt ist und wenn das
Wohl der Allgemeinheit es erfordert. 2Der Ausgleich ist unter Abw�gung der Inte-
ressen der Beteiligten und des Wohls der Allgemeinheit sowie unter Ber�cksichti-
gung des Gemeingebrauchs nach pflichtgem�ßem Ermessen festzulegen.

§ 23 Rechtsverordnungen zur Gew�sserbewirtschaftung

(1) Die Bundesregierung wird erm�chtigt, nach Anhçrung der beteiligten Kreise
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, auch zur Umsetzung
bindender Rechtsakte der Europ�ischen Gemeinschaften oder der Europ�ischen
Union und zwischenstaatlicher Vereinbarungen Vorschriften zum Schutz und zur
Bewirtschaftung der Gew�sser nach den Grunds�tzen des § 6 und den Bewirt-
schaftungszielen nach Maßgabe der §§ 27 bis 31, 44, 45a und 47 sowie zur n�heren
Bestimmung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten zu erlassen, ins-
besondere n�here Regelungen �ber
1. Anforderungen an die Gew�ssereigenschaften,
2. die Ermittlung, Beschreibung, Festlegung und Einstufung sowie Darstellung des

Zustands von Gew�ssern,
3. Anforderungen an die Benutzung von Gew�ssern, insbesondere das Einbringen

und Einleiten von Stoffen,
4. Anforderungen an die Erf�llung der Abwasserbeseitigungspflicht,
5. Anforderungen an die Errichtung, den Betrieb und die Benutzung von Abwasser-

anlagen und sonstigen in diesem Gesetz geregelten Anlagen,
6. den Schutz der Gew�sser gegen nachteilige Ver�nderungen ihrer Eigenschaften

durch den Umgang mit wassergef�hrdenden Stoffen,
7. die Festsetzung von Schutzgebieten sowie Anforderungen, Gebote und Ver-

bote, die in den festgesetzten Gebieten zu beachten sind,
8. die �berwachung der Gew�ssereigenschaften und die �berwachung der Ein-

haltung der Anforderungen, die durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses
Gesetzes erlassener Rechtsvorschriften festgelegt worden sind,

Wasserhaushaltsgesetz §§ 21–23
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9. Messmethoden und Messverfahren einschließlich Verfahren zur Gew�hrleistung
der Vergleichbarkeit von Bewertungen der Gew�ssereigenschaften im Rahmen
der flussgebietsbezogenen Gew�sserbewirtschaftung und der Bewirtschaftung
der Meeresgew�sser (Interkalibrierung) sowie die Qualit�tssicherung analyti-
scher Daten,

10. die durchzuf�hrenden behçrdlichen Verfahren,
11. die Beschaffung, Bereitstellung und �bermittlung von Informationen sowie

Berichtspflichten,
12. die wirtschaftliche Analyse von Wassernutzungen, die Auswirkungen auf Ge-

w�sser haben.
(2) Beteiligte Kreise sind ein jeweils auszuw�hlender Kreis von Vertreterinnen und
Vertretern der Wissenschaft, der beteiligten Wirtschaft, der kommunalen Spitzen-
verb�nde, der Umweltvereinigungen, der sonstigen Betroffenen und der f�r die
Wasserwirtschaft zust�ndigen obersten Landesbehçrden.

§ 24 Erleichterungen f�r EMAS-Standorte

(1) Die Bundesregierung wird erm�chtigt, zur Fçrderung der privaten Eigenverant-
wortung f�r EMAS-Standorte durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Erleichterungen zum Inhalt der Antragsunterlagen in wasserrechtlichen
Verfahren sowie �berwachungsrechtliche Erleichterungen vorzusehen, soweit die
entsprechenden Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates vom 19. M�rz 2001 �ber die freiwillige Beteiligung
von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem f�r das Umweltmanagement
und die Umweltbetriebspr�fung (EMAS) (ABl. L 114 vom 24.4.2001, S. 1, L 327 vom
4.12.2002, S. 10, L 60 vom 27.2.2007, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG)
Nr. 1791/2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) ge�ndert worden ist, gleichwertig
mit den Anforderungen sind, die zur �berwachung und zu den Antragsunterlagen
nach den wasserrechtlichen Vorschriften vorgesehen sind, oder soweit die Gleich-
wertigkeit durch die Rechtsverordnung nach dieser Vorschrift sichergestellt wird;
dabei kçnnen insbesondere Erleichterungen zu
1. Kalibrierungen, Ermittlungen, Pr�fungen und Messungen,
2. Messberichten sowie sonstigen Berichten und Mitteilungen von Ermittlungs-

ergebnissen,
3. Aufgaben von Gew�sserschutzbeauftragten und
4. zur H�ufigkeit der behçrdlichen �berwachung
vorgesehen werden.
(2) Ordnungsrechtliche Erleichterungen kçnnen gew�hrt werden, wenn ein Umwelt-
gutachter die Einhaltung der Umweltvorschriften gepr�ft und keine Abweichungen
festgestellt hat und dies in der G�ltigkeitserkl�rung nach Artikel 3 Absatz 2 Buch-
stabe d der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 bescheinigt.

Abschnitt 2 Bewirtschaftung oberirdischer Gew�sser

§ 25 Gemeingebrauch

1Jede Person darf oberirdische Gew�sser in einer Weise und in einem Umfang
benutzen, wie dies nach Landesrecht als Gemeingebrauch zul�ssig ist, soweit nicht
Rechte anderer dem entgegenstehen und soweit Befugnisse oder der Eigent�mer-
oder Anliegergebrauch anderer nicht beeintr�chtigt werden. 2Der Gemeingebrauch
umfasst nicht das Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische Gew�sser.
3Die L�nder kçnnen den Gemeingebrauch erstrecken auf
1. das schadlose Einleiten von Niederschlagswasser,
2. das Einbringen von Stoffen in oberirdische Gew�sser f�r Zwecke der Fischerei,

wenn dadurch keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Gew�s-
serzustand zu erwarten sind.

§§ 24, 25 Wasserhaushaltsgesetz
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